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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 73/07 B 
 
L 3 U 1139/02 (Hessisches LSG) 
S 10 U 1846/01 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
 
......................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................., 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Großhandels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Mai 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 12. Dezember 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf die Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung, der Divergenz und 

des Verfahrensmangels gestützte Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung 

entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfor-

dern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier. Die vom Kläger 

unter I. 1. bis 14. der Beschwerdebegründung vom 9. Mai 2007 unter zahlreichen Zitaten aus 

Rechtsprechung und Literatur gemachten Ausführungen genügen den og Anforderungen nicht. 

 

Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist für eine Zulassung der Revision nur dann 

ausreichend begründet, wenn schlüssig erklärt wird, mit welchem genau bestimmten entschei-

dungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau bestimmten 

rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun-

des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). 

Dazu genügt es nicht, die Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend den Einzelfall darzutun. 

Entscheidend ist vielmehr die Darlegung der Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen, in der 

abstrakten Aussage (BSG ua Beschlüsse vom 10. Dezember 1997 - 2 BU 249/97 - sowie vom 

30. Juni 1999 - B 2 U 140/98 B -; Krasney/Udsching, aaO, RdNr 196 mwN). Diese Vorausset-

zungen hat der Kläger nicht iS des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargelegt. Vielmehr beanstandet 

der Kläger allein, das LSG habe in seinem Einzelfall unzutreffend entschieden. 

 

Soweit der Kläger einen Mangel des landessozialgerichtlichen Verfahrens rügt, ist die Be-

schwerde ebenfalls nicht zulässig. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der 

§§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Be-

weiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von 

Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Hinsichtlich der ausdrücklich geltend gemachten Verletzung der Amtsermittlungspflicht sowie 

der Grundsätze der Beweiswürdigung scheitert die Beschwerde an der soeben zitierten Vor-

schrift des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG. Die Rüge fehlerhafter Beweiswürdigung ist ausge-

schlossen. Hinsichtlich der behaupteten Verletzung der Amtsermittlungspflicht fehlt es an der 

Bezeichnung eines berücksichtigungsfähigen Beweisantrages. Der Kläger hätte darlegen müs-

sen, welchem konkreten Beweisantrag iS der Zivilprozessordnung das LSG nicht gefolgt sein 
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soll, und er hätte diesen Beweisantrag so genau bezeichnen müssen, dass er für das Revi-

sionsgericht ohne weiteres auffindbar ist (vgl BSGE 40, 40, 41 = SozR 1500 § 160a Nr 4; 

Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 215). Dies hat er versäumt. 

 

Soweit der Kläger unter II. der Beschwerdebegründung auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Sache verweist, führt auch dies nicht zur Zulassung der Revision, denn der Kläger hat es unge-

achtet aller weiteren Voraussetzungen zur Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung bereits 

versäumt, eine abstrakte, über den Rechtsstreit hinaus weisende Rechtsfrage zu formulieren, 

der in dem angestrebten Revisionsverfahren grundsätzliche Bedeutung zukäme. Seine Begrün-

dung, die Rechtssache habe grundsätzliche Bedeutung, weil das LSG dem in der letzten münd-

lichen Verhandlung gestellten "Beweissicherungsantrag" nicht gefolgt sei, ist auch schon vom 

Ansatz her rein einzelfallbezogen und bietet - ungeachtet der dem Kläger obliegenden 

Formulierungspflicht - keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass der Rechtsstreit grundsätzliche 

Bedeutung haben könnte.  

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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